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Deutſcher Reichstag.
181. Sitzung. Sonnabend, 3. Mai, 1 Uhr.

Am Bundesratstiſch: Graf Poſadowsky, Nieberding.
Der Präſident erbittet und erhält die Ermächtigung, dem

Kaiſer die Beileidsempfindungen des Reichstages anläßlich des
Todes des Prinzen Georg zu übermitteln.

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die dritte Beratung
des Geſetzentwurfs betr. Abänderung des 8 7 der Strafprozeß-
ordnung (Fliegender Gerichtsſtand).

Abg. Lenzmann (Freiſ. Volkspt.) frägt an, ob es nach dem
zweiten Satze der Vorlage zuläſſig iſt, daß, wenn der Be
leidigte Privatklage an ſeinem Wohnſitz erhoben hat und dann
die Staatsanwaltſchaft öffentliche Anklage erhebt, auch dieſe
Klage am Orte des Wohnſitzes des Beleidigten erhoben werden
kann. Jhm antwortet

Regierungskommiſſar Geh. Rat v. Tiſchendorff, daß für
den Staatsanwalt nur der Gerichtsſtand des Erſcheinungs-
ortes der Druckſchrift in Betracht kommt.
Der Entwurf wird hierauf in der Geſamtabſtimmung gegen

die Stimmen der n r angenommen.
Es folgt die dritte Beratung des Servisgeſetzes.
Dazu beantragt der Abg. v. Waldow und Reitzenſtein

(konſ.) eine Reſolution, die den Reichskanzler erſucht, Er
hebungen darüber anſtellen zu laſſen, welche Mehrkoſſen ent-
ſtehen würden, falls der bei Unterbringung von Truppen
außerhalb der Garniſon zu zahlende Natural-Quartier-Servis
künftig auch in den Orten nach der II. oder III. Klaſſe be-
e würde, die ſich jetzt in den Servisklaſſen IV. oder V.

nden.
Die Abgg. Eickhoff (Frſ. Vpt.) und Dr. Hahn (B. d. L.)

erklären ihre Zuſtimmung zu der Reſolution.
Abg. Hofmann-Dillenburg (natlib.) betont nochmals die

n n einer beſonderen Regelung des Wohnungsgeld-
zuſchußes. ß
„Abg. Trinborn (Zentrum): Es iſt für die Regierung ver

hängnisvoll geworden, daß ſie bei ihren Erhebungen vor der
Kla e A ſtehen geblieben iſt. Hätte ſie ſich auch mit dieſer
Klaſſe veſc ſt ſo hätte ſie ſich überzeugt, daß auch Köln
Redner ſagt unter großer Heiterkeit: „Zölln“) Leipzig und
Breslau in die Klaſſe A gehören. JDamit ſchließt die Diskuſſion. Der Entwurf wird in der
Geſammtabſtimmung angenommen (gegen die Stimmen der
Sozialdemokraten und Freiſinnigen). Ebenſo wird die Reſo-
lution WaldowReitzenſtein augenommen.
„Es folgt die erſte Beratung des Geſetzentwurfes betr. mili-

täriſche Dienſtleiſtungen im Ausland, welcher ſagt, daß
durch kaiſ. Verordnung beſtimmt wird, unter welchen Voraus-
ſetzungen Reichsangehörige außerhalb Europas bei den Schutz
truppen ihrer aktiven Dienſtpflicht Genüge leiſten können.

Die Vorlage wird in erſter und zweiter Leſung angenommen.
Hierauf wird die zweite Beratung des Antrags Lieber betr.

die Freiheit der Religionsübung (Toleranzantrag) bei den
88 2 und 2a fortgeſetzt.

8 2 ſagt, daß für die Beſtimmung des religiöſen Bekennt-
niſſes die Vereinbarung der Eltern maßgebend iſt und 8 2akehemwi weiter, daß in Ermangelung einer ſolchen Verein-
barung die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches gelten
ſollen. Ein Antrag Dr. Oertel will in S 2a beſtimmen, daß
in Ermangelung der Vereinbarung der Eltern für die religiöſe
Erziehung des Kindes die landesrechtlichen Vorſchriften des-
jenigen Bundesſtaates maßgebend ſein ſollen, in deſſen Bezirk

der Mann bei Eingehung der Ehe ſeinen Wohnſitz hatte. Ein
Antrag Schrader (Freiſ. Vereinigg.) will für die religiöſe
Erziehung ausſchließlich die Beſtimmungen des Bürgerl. Geſetz
buches gelten laſſen.

Graf v. Bernſtorff-Lauenburg (konſ.) beantragt, die
Paragraphen über religiöſe Erziehung zu ſtreichen und dafür
eine Reſolution anzunehmen, welche die verbündeten Regierungen
erſucht, dem Reichstag einen Geſetzentwurf über die Regelung
37 religiöſen Erziehung von Kindern aus gemiſchter Ehe vor-
zulegen.

Abg. Dr. Oertel (konſ.): Mein Antrag bedarf keiner näheren
Erläuterung, durch ſeine Annahme würde dem Bundesrat die
Zuſtimmung zu dem ganzen Entwurf weſentlich erleichtert.

Abg. Schrader (Freiſ. Dereinigg. Jch halte es für das
Richtigſte, die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches auch
auf dieſem Gebiete allgemein in Geltung zu ſetzen. Die freie
Vereinbarung der Eltern muß mit Rückſicht auf die Verhält-
niſſe der katholiſchen Kirche ausgeſchloſſen werden, die nament-
lich aus einer Miſchehe ſehr ſcharſe Konſequenzen zieht, wie
z. B. Verweigerung der Abſolution oder Ausſchluß aus der
Kirche. Jch bitte Sie, meinen Antrag anzunehmen.

Abg. Graf Bernſtorff-Lauenburg (Rp.) bittet das Haus,
ſeine Reſolution anzunehmen.

Abg. Dr. Hieber (natl.) ſpricht für den Antrag Schrader
und gegen den Antrag Oertel.

Ab. Gröber (Zentr.): Es iſt nicht richtig, daß die evangeliſche
Kirche ſich Miſchehen gegenüber anders verhält, wie die katho
liſche. Uns kommt es vor allem auf die Gewiſſensfreiheit an:
wir wollen zunächſt die freie Vereinbarung gelten laſſen und
ich bitte Sie darum, es bei dem Kommiſſionsbeſchluß zu laſſen.

Abg. Kunert (Soz.): Wir ſtehen auf dem Boden der Kom-
miſſionsfaſſung und lehnen alle Abänderungsanträge ab.

Die Reſolution Bernſtorff erſcheint uns überflüſſig. Der
Antrag Oertel iſt von rein partikulariſtiſchen Motiven getragen;
der Antrag Schrader würde nur bewirken, daß nichts zu ſtande
kommt. zir werden an der Kommiſſionsfaſſung des S 2a
feſthalten.

Abg. Stockmann (Rp.): Die Löſung dieſer Frage, wie hier
die Kommiſſion vorſchlägt, genügt nicht, wir werden daher gegen
all dieſe Paragraphen ſtimmen. Wir ſind dafür, daß geſetzlich
feſtgelegt werde, in welchem Bekenntnis die Kinder aus Miſch-
ehen erzogen werden ſollen. Eine einheitliche Regelung dieſer
Frage halten wir für dringend nötig.

An der weiteren Diskuſſion beteiligen ſich die Abgg. Dr. Bachem
(Zentr.), Schrader (Freiſ. Vg.), Dr. Hieber (natl.).

Abg. Schrempf (konſ.) erklärt im Namen einer Minderheit
ſeiner Freunde, gegen die Paragraphen ſtimmen zu wollen.

Damit ſchließt die Diskuſſion. 82 wird in der Kommiſſions-
faſſung angenommen. Der Antrag Schrader wird gegen die
Stimmen der Freiſ. Vg. und der Nationalliberalen abgelehnt,
ebenſo der Antrag Oertel gegen die Stimmen der Mehrheit der
Konſervativen.

Darauf wird S 2a in der Kommiſſionsfaſſung angenommen.
8 2b beſtimmt in der Kommiſſionsfaſſung: Gegen den Willen

der Erziehungsberechtigten darf ein Kind nicht zur Teilnahme
an dem Religionsunterricht oder Gottesdienſt einer anderen
Religionsgemeinſchaft angehalten werden, als den in S 2 und

2a getroffenen Beſtimmungen entſpricht (daß nämlich das
Religionsbekenntnis des Kindes durch Vereinbarung der Eltern
ev. Fytrch die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches beſtimmt
wird).Dazu liegt ein Antrag Albrecht u. Gen. (Soz.) vor, in

J 2b den ausnahmsloſen Fortfall des Religionsunterrichtes als
Unterrichtsgegenſtand zu beſtimmen.

Ein Antrag v. Chrzanowski, Dr. v. Komierowski
will zu 82b als Abſatz beifügen, daß ein Kind gegen den Willender Erziehungsberechtigten auch nicht zur Teilnahme an dem
nicht in ſeiner Mutterſprache erteilten Religionsunterricht an
gehalten werden darf. Die Entſcheidung über die Mutter-
ſprache ſoll den Erziehungsberechtigten zuſtehen.

Ein Antrag Schrader will in 8 2b beſtimmen, daß ein Kind
gegen den Willen der Erziehungsberechtigten nicht zur Teil-
nahme an einem Religionsunterricht oder Gottesdienſt an-
gehalten werden darf.

Abg. Dr. von Chrzanowski (Pole) begründet ſeinen An-
trag. Für die Polen iſt die deutſche Sprache diejenige, in der
alle Geſetze gegen ſie erlaſſen werden es wäre ungeheuerlich,
wenn ſie in dieſer Sprache der Gewalt die Religion der Milde
und Gerechtigkeit lernen ſollen. (Bravo! b. d. Polen.)

Abg. Dr. Oertel (konſ.): Wir werden den polniſchen Antrag
ablehnen, weil er in die Geſetzgebung der Einzelſtaaten ein
greiſt. Jch perſönlich bin allerdings der Meinung, daß die
Religion grundſätzlich in der Mutterſprache gelehrt werden ſoll
(Hört! hört! b. d. Polen), der Ton der Ausführungen des Herrn
Vorredners ſchadet aber den eigenen Intereſſen der Polen.
Wir müſſen gegen den 8 2b und gegen den Antrag Schrader
ſtimmen, weil dadurch die Gefahr entſteht, daß ein religions-
loſes Geſchlecht heranwächſt, noch ſchärfer aber müſſen wir uns
natürlich gegen den ſozialdemokratiſchen Antrag wenden, der in
tolerant iſt, weil er ſich auch auf die privaten Schulen erſtreckt.
Wir wollen dem Volke die Segnungen der Religion nicht
nehmen laſſen, ſie iſt die Licht und Wärmegquelle, die kein
Kunſtlicht einer modernen Anſchauung überſtrahlen kunn. (Lebh.
Beifall rechts.)

Abg. Kunert (Soz.): Jch muß mich vor allem gegen die An
ſchauung wenden, daß der Atheismus, die Glaubensloſigkeit,
zur Unmoral führen müſſe. Das iſt längſt widerlegt und ni
als ein Köhlerglaube. (Sehr richtig! links) Religion und
Moral ſind zwei Dinge, die nichts mit einander
gemein haben. Es giebt eine theologiſche Moral, das
iſt die Moral von Zuckerbrot und Peitſche und eine rein
menſchliche Moral, die einfach den Grundſatz aufſtellt:
Thue das Gute um des Guten Willen, handle ſo, daß die
Maxime Deines Handelns die Maxime des Handelns aller
Menſchen ſein kann. Jch frage Sie, welche Moral ſteht auf
einer höheren Stufe. Die letztere Moral wollen auch wir nicht
aus der Schule entfernen; wir wollen ſogar gern ſtatt des
Religionsunterrichtes den Moralunterricht einführen. Jch gebe
r daß dieſer Paragraph eine ſehr dificile Materie behandelt
ie iſt aber nicht ſo ſchwierig, daß man, wie Herr Richter neulich

meinte, ſich mit ihr überhaupt im Reichstag nicht beſchäftigenkann. Richtig iſt, daß das Zentrum früher in der u
frage auf einem anderen Standpunkt geſtanden hat.
Am 4. März 10901 erklärte ein Zentrumsabgeordneter, daß
Schulfragen bei dem ganzen Toleranzantrag überhaupt aus
geſchloſſen ſein ſollen. Von dieſer Auffaſſung iſt das Zentrum

Sein Antrag bedeutet ja einen gewiſſen Fort
chritt, aber Gewiſſensfreiheit ſchafft er nicht. Was den Antrag

der polniſchen Fraktion anlangt, möchte ich daran erinnern,
daß Fürſt Radziwill lange Zeit Mitglied der Kommiſſion ge
weſen iſt; es iſt ihm aber nicht eingefallen, gegen die polniſchen
Zuſtände das Wort zu nehmen. Warum hat er es nicht gethan.
Wir ſtehen ihm natürlich ſympathiſch gegenüber, ohne daß wir
uns alle ſeine Motive zu eigen machen. Es iſt ein dringendes

32] (Nachdr. verb.)Am die Frreiheit.
Geſchichtlicher Roman aus dem Deutſchen Bauernkrieg 1525

von Robert Schweichel.

Kaſpar forderte ſeinen Freund auf, mit ihm in den Bären
oder in den Roten Hahnen zu kommen. „Der Wein machet das
Herz wieder fröhlich und Dir thut's gar not,“ ſagte er. Hans
aber lehnte es ab; er ſehnte ſich dangch, allein zu ſein. „Jch
wollte, daß all' das Reden erſt ein End' hätte,“ ſeufzte er, als
er auf dem Markte von Kaſpar ſich trennte.

Der zweite Bürgermeiſter war unterdeſſen in den Tanzſaal
getreten. Sein Erſcheinen erregte manche Verwunderung; denn
es war bekannt, daß er kein Freund öffentlicher Luſtbarkeiten
war. Sein Zuſammenſtoß mit dem Mönche ließ ſeine ſtarren
Züge noch ſtarrer erſcheinen. „Welch ein Wunder begiebt ſich
Ihr hier redete die ſchöne Gabriele ihn an, die eben vom
Tanze zurücktrat. „Doch, ich kann es mir erklären.

„Jch ſuche von Muslor,“ gab er nicht gerade freundlich zur

ntwort. h„Das iſt freilich auch eine Erklärung,“ lachte ſie. „Jhr findet
ihn, wo die Becher klingen. Aber ich glaubte Jhr kämet, um
fröhlich mit den Fröhlichen zu ſein. abet Jhr doch Urſache
dazu, Herr Mundwalt.“

„Jch verſtehe Dich nicht, Kind, was ſoll's
„Man darf Euch doch Glück wünſchen fragte ſie mit einem

neckiſchen Blick.
„Wozu denn Jch wünſche nur eines, wie Du weißt.
Sie beachtete den Nachſatz nicht, obwohl ſie ihn verſtand, ſon

dern ſagte, die Stimme ſinken iaſſend, um nicht von anderen
gehört zu werden „Nun, mir ſcheint, daß wir außer Sabinens
Hochzeit zu Oſtern noch eine zweite feiern werden. Oder ſoll
es vorläufig noch geheim bleiben Jhre Blicke wieſen ihn nach
der n ax mit Elſe, die neben ihrer Mutter ſaß, ſich
unterhielt.

„Wer iſt das fragte er rauh.
Wie, Herr Mundwalt, Jhr kenntet das Fräulein von Men

zingen nicht

Er ſah nochmals hin dann ſagte er kalt: „Er iſt leider der
Anwalt ihres Vaters.“

„Und ſein eigener Anwalt bei dem Herzen ſeiner Tochter.
Was gilt es, dieſen Prozeß gewinnt er ſicher.“ Jhre ver-
führeriſchen Lippen krümmten ſich höhniſch.

„Unſinn, Kind, Unſinn wehrte er ihre Behauptung ab, in-
dem ſeine ſtarken Brauen ſich zuſammenzogen. her

Gabriele zuckte mit den vollen nackten Schultern. Ein Tänzer
näherte ſich ihr und Konrad Eberhard begab ſich in die Zech-
ſtube. Auch Stephan von Menzingen ſaß hier in lebhafter
Unterhaltung mit dem Ratsherrn Georg von Bermeter und
Thomas Zweifel, dem Stadtſchreiber. Herr Konrad winkte dem
Bürgermeiſter und beide traten in eine Ecke, wo ſie leiſe und
angelegentlich miteinander redeten. „Hol' der Teufel die ewigen
Staatsgeſchäfte,“ ſchnob der Ratsherr von Seyboth, „morgen
iſt auch ein Tag.

„Für Kopfweh,“ fügte der kleine Herr von Schrag mit ſeiner
hohen Stimme hinzu und es entſtand ein allgemeines Lachen.

„Nu, iſt das Ei gelegt fragte der wohlbeleibte Herr
von Winterbach, als die beiden Bürgermeiſter wieder an den
Tiſch kamen, und ſeinen Becher erhebend, fuhr er fort: „Jch
bring's Euch, Herr Konrad. Jhr ſchauet darein, als ob Jhr
der Stärkung bedürfet.“

Dieſer that ihm mit erzwungener Freundlichkeit Beſcheid.
„Gelegt iſt's längſt und das Junge will ausſchlüpfen,“ ſagte er.Ich verwette meinen beſten Durſt, daß es eine Ente iſt,“ rief

ein Herr von Buchau, dem auf Wangen und Naſe die dunklen
Roſen des Weins blühten.

„Es iſt kein Geheimnis, Jhr Herren,“ ſprach Erasmus von
Muslor. „Vom h in Ulm iſt ſoeben einSchreiben heruntergelangt, Herzog Ulri
ausgezogen und denket wohl, Württemberg wieder einzunehmen.“

Die Ueberraſchung der Herren war groß und ſie that in einem
Gewirr von Ausrufungen und Fragen ſich kund. Stephan
von Menzingen war aufs höchſte betroffen, allein ſeine Mienen
verrieten nichts davon und mit kühlem Stolze ließ er den Blick
von ſich abgleiten, den Konrad Eberhard auf ihn richtete. „Das
e ein fröhlicheres Jagen, als das auf Endſee, zu dem uns
er Schultheiß zum Beſchluß der Faſtnacht geladen hat,“ meinten

einige, und andere riefen: „Halali! Halali!“ wozu Herr von
Winterbach mit dem Munde den Ton des Jagdhorns nach-
ahmte. Die vollen Lippen des Ritters von Menzingen verzogen

ch iſt vom Hohentwiel.

v v erlich. Um es zu verbergen, erhob er ſeinen Becher
und trank.Jm Saale wiegten ſich die Pagre. Elſe konnte ſich mit
Gabriele an Schönheit nicht meſſen. Allein die taufriſche
Jugend und Neuheit ihrer Erſcheinung behaupteten ihr Recht,
und ſie wurde von den Junkern derart ausgezeichnet,
Gabriele in ihr auch eine geſellſchaftliche Nebenbuhlerin erkennen
mußte. Sie gab ſich den Anſchein, Elſe zu überſehen, heimlich
aber ſchoß ſie manch feindſeligen Blick auf das junge Mädchen,
welchem die Platzmeiſter wiederholt junge Herren zuführten, die
um die Ehre eines Vortanzes mit ihr warben. So verſtohlen
waren dieſe Blicke freilich nicht, daß Elſe nicht manchen davon
aufgefangen hätte. Jedoch war es nicht das ihr unverſtändliche
böſe Flammen der ſchwarzen Augen, weshalb ſie trotz ihres Er-
folges weit hinweg ſich wünſchte. Die Ungebundenheit und
mehr noch die loſen und lockeren Reden ihrer Tänzer verletzten
ſie. Es war eine wüſte Welt, und ſie empfand ein Grauen vor
ihr. Wenn Max mit ihr tanzte, atmete ſie auf. An ſeiner
Hand, von ſeinem Arm umſchlungen, fühlte ſie ſich geborgen,
es t der Ernſt in dem feinen Antlitz, das aus der Locken
fülle zu ihm aufſchaute, und in ihren blauen tiefen Augen lag
ihre ganze Seele.

(Fortſetzung folgt.)

Heiteres.
Der gefühlvolle Schwiegerſohn. Vater der Braut:

„Jhr Antrag ehrt uns. Jch muß Jhnen jedoch mitteilen, daß
ich mein Vermögen verloren habe und ein armer, geſchlagener
Mann bin.“ Schwiegerſohn: „Sie Aermſter 3 r
ja ein Herz von Stein haben, wenn ich Jhnen da auch noch die
Tochter rauben wollte.“

Ein Troſt. Baronin A. war das erſte Mal auf dem
Hofball. Einige Zeit nachdem ſie Sereniſſimo war vorge
worden, begegnete ſie dieſem wieder. Sereniſſimus ſprach ſie
huldvoll an und erkundigte ſich nach dem Herrn Gemahl. Ver
zeihen Hoheit, ich bin nicht verheiratet.“ erlegen
heit, der einerſeits Sereniſſimus ein Ende m mit dev
Worten „Nun ja, wenn man nur immer geſund iſt.“

Simpliciſſimus.)
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Auf die polniſchen Schulzuſtände kann ich bei dieſer Gelegen
heit nicht eingehen, das würde von der Sache führen Weiter
gehend als der Zentrumsantrag iſt zweifellos der AntragSchrader. Wäre Herr Schrader noch einen Schritt weiter ge
gangen, ſo hätte er zu unſerem Antrag kommen r Jetzt
wird durch ſeinen Antrag der Gewiſſenszwang auch nicht beſeitigt. Es giebt wirtſchaftliche, geſelſchaftiide Verhältniſſe,

die einen ſo ſchweren Druck ausüben, daß Eltern gegen ihren
Willen gezwungen werden, ihre Kinder am Religionsunterricht
teilnehmen zu laſſen. Daher wird das, was Sie erreichen
wollen, nicht erreicht. Will man wirklich tolerant ſein, ſo muß
man zur Religionsloſigkeit in der Schule kommen. Die Herren
vom Zentrum aber ſuchen ſelbſt dem Syſtem der paritätiſchen
Schulen, der Simultanſchulen, alle möglichen Schwierigkeiten
u machen, wie noch kürzlich die Verhandlungen im bairiſchen

Landtag bewieſen haben. Wir wollen die Religion aus allen
Schulen entfernen, aus den öffentlichen wie den Privatſchulen.
Für beide Kategorien ſind dieſelben Gründe maßgebend. Die
Aufſicht über die Schulen, gleichviel ob es Elementar-, Mittel
oder höhere Schulen ſind, muß von fachmänniſcher Seite aus-
eübt werden. Dieſe Forderung wird nicht allein überall von
er Lehrerſchaft ſondern auch von einem großen Teil der

Geiſtlichkeit erhoben, wie z. B. die Verhandlungen einer Paſto-
ralkonferenz in Straßburg 1901 bewieſen haben. Was würden
Sie (zum Zentrum) dazu ſagen, wenn z. B. einem juriſtiſchen
Kollegium ein Geiſtlicher vorgeſetzt würde

Die Beſeitigung des Religionsunterrichtes und der geiſtlichen
Schulaufſicht wird uns unſerer Forderung der Welt-
lichkeit der Schule weſentlich näher bringen. Es
handelt ſich hier um den Emanzipationskampf der Pädagogik
von der Theologie. (Sehr richtig! links.) Mit ähnlichen Fragen
haben ſich auch andere Parlamente, wie der bairiſche und der
preußiſche Landtag, bereits beſchäftigt. Redner geht hierauf auf
die Stellung des Abg. Richter ein, deſſen jetziger Standpunkt
identiſch ſei mit dem des Zentrums und der Polen, und er
wähnt, daß in der Kommiſſion für den Toleranzantrag die
Freiſinnigen Zwick und Kauffmann geſeſſen haben.

Präſident Graf Balleſtrem (unterbrechend): Sie dürfen
keine Namen aus der Kommiſſion nennen, wir könnten ſonſt
wieder in eine Debatte wie geſtern hineinkommen.

Abg. Kunert (fortfahrend): Abg. Dr. Langerhans hat ein
mal auf Frankreich hingewieſen, wo Schulunterricht nur an
fünf Tagen der Woche erteilt wird, während es am ſechſten
Tage den Eltern freiſteht, für das religiöſe Bedürfnis ihrer
Kinder Sorge zu tragen. Der Einwand, daß die Beſeitigung
des Religionsunterrichtes eine Schädigung der Moral im Ge
folge haben müſſe, iſt abſolut nicht ſtichhaltig: Jmmoralität
und Kriminalität ſteigen mit der Unwiſſenheit und
mit der wachſenden Not, wozu allerdings noch andere
Motive hinzukommen können. Ebenſowenig haltbar iſt der
Vorwurf, daß wir intolerant ſeien. Wir wollen es den An-
gehörigen jeder Konfeſſion geſtatten, den Kindern Religions
unterricht zu erteilen oder durch Geiſtliche erteilen zu laſſen,
etwa in derſelben Weiſe, die in Frankreich üblich iſt. Das iſt
doch das größte Entgegenkommen, das geübt werden kann.
Wir betrachten die Religion, nicht aber die Schule als Privat
ſache. Deshalb ſetzen wir an die Spitze unſerer Forderungen
die Weltlichkeit der Schule. Der Reiigionsunterricht erfordert
heute in manchen Schulen 8—10 Stunden und mehr wöchent
lich, das iſt doch eine ganz enorme Zeitverſchwendung. (Oho!
im Zentrum.)

Außerdem greift der Religionsunterricht vermöge ſeiner zen-
tralen Stellung auch in andere Materien über, in den deut-
ſchen Unterricht, den Geſchichts- und Geſangsunterricht. Ueber
die Ueberlaſtung der Kinder mit religiöſem Memorierſtoff hat
Abg. Kopſch kürzlich im preußiſchen Abgeordnetenhaus ein
gehend geſprochen.

Es iſt eine Jlluſion, wenn man meint, die Lehren der Natur-
wiſſenſchaften und der Religion mit einander vereinbaxen zu
können. Wer das glaubt, macht ſich ſelbſt blauen Dunſt vor!
(Große Unruhe im Zentrum. Zurufe: Zur Sache!) Wenn
Sie nicht begreifen, daß ich zur Sache ſpreche, ſo iſt das nichtmeine Schuld ich habe Jhnen nachgewieſen, daß die Religion

keine Stätte in der Schule hat. Die weiteren Ausführungen
des Redners bleiben im einzelnen bei der wachſenden Unruhe
des Hauſes auf der Tribüne unverſtändlich. Wir wollen die
konfeſſionellen trennenden Elemente aus der Schule beſeitigen,
wirtſchaftliche trennende Momente bleiben ja noch genug übrig,
die die Schule nicht beſeitigen kann. Unſere Jugend ſoll ſich
nicht in zwei getrennten Lagern gegenüberſtehen. Der Abg.
Windthorſt hat geſagt, „die Schule gehört der Kirche ganz allein.“
Umgekehrt wird ein Schuhe draus, die Schule gehört
ganz allein ſich ſelbſt. Wir verlangen die Trennung von
Kirche und Staat, daher lehnen wir alle Anträge ab, weil ſie
die Gewiſſensfreiheit nicht voll garantieren. (Beifall b. d. Soz.)

Hierauf wird ein Vertagungsantrag angenommen.
Es folgen perſönliche Bemerkungen.
Abg. Fürſt Radziwill (Pole): Herr Knnert hat mir vor-

geworfen, ich hätte es verſäumt, in der Kommiſſion die polniſchen
Schulzuſtände zur Sprache zu bringen. Er meinte jedenfalls
die Wreſchener Vorgänge. Dieſe haben ſich aber erſt nach Ver-
faſſung des Kommiſſionsberichts abgeſpielt.

Abg. Richter (Frſ. Vpt.): Herr Kunert hat mir vorgeworfen,
ich hätte mich ohne Angabe von Gründen gegen den Antrag
Schrader erklärt. Jch habe ausdrücklich betont, daß wir aus
taktiſchen Gründen, um die Vorlage nicht zu gefährden, alle
Abänderungsanträge ablehnen würden.

Abg. Kunert (Sozd.): Herrn Richter kann ich im Rahmen
einer perſönlichen Bemerkung nicht antworten, jedenfalls halte
ich meine Behauptung aufrecht. Lachen bei den Freiſ.) Dem
Abg. Fürſt Radziwill erwidere ich, daß ich an die Wreſchener
Vorgänge nicht dachte, ſondern an die polniſchen Schulzuſtände
im allgemeinen.

Abg. Fürſt W (Pole) beſtreitet die Darſtellung des
Abg. Kunert und bedauert, daß nach der geſtrigen Anregung
des Präſidenten wieder Vorgänge aus der Kommiſſion mit
Namensnennung im Plenum vorgebracht wären.

g. Bachem (Zentr.) beſtätigt die Darlegung des Vor-
redners.

Abg. Kunert (Sozd.) Bei S 2b dieſer Vorlage hat jedenfalls
Fürſt Radziwill die polniſchen Zuſtände nicht berührt.

Präſident Graf Balleſtrem: Sie ſehen wohin es führt,
wenn Vorgänge aus der Kommiſſion hier zur Sprache gebracht
werden. (Sehr richtig!) Jch habe es leider überhört, daß der
Abg. Kunert den Namen des Fürſten Radziwill nannte.Ser Präſident beraumt hierauf die nächſte Sitzung an auf
Montag 1 Uhr mit der Tagesordnung 1. 3. Beratung der
Vorlage betr. Diäten an die Zolltarifkommiſſion. 2. 3. Beratung
der Vorlage betr. militäriſche Dienſtleiſftung in den Kolonien.
3. 1. Beratung der Zuckerkonvention. 4. Toleranzantrag
Fortſetzung.

Auf Vorſchlag des Abg. Bachem (Zentrum), dem ſich die
Abgg. Richter, v. Staudy, Baſſermann und Frhr. v. Tielemann
anſchließen, wird an die dritte Stelle der Tagesordnung die
a der Debatte über den Toleranzantrag geſetzt.

Schluß 6 Uhr.

Tagesgeſchichte.
Halle, 5. Mai.

Deutſcher Reichstag.
Der Reichstag erledigte am Sonnabend die dritte Beratung

des Geſetzentwurfs, der den fliegenden Gerichtsſtand der Preſſe
beſeitigen ſoll. Unſere Fraktion ſtimmte den Erklärungen
unſerer Redner in der zweiten Beratung entſprechend gegen
den Entwurf, weil er nicht weit genug geht. Gleichfalls ab
lehnend verhielten wir uns gegen das Servistarifgeſetz, das
auch in dritter Leſung angenommen wurde. Dann wurde die
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und zweite Leſung eines W vorgenommen, der dieSie dieſen der außerhalb Europa wohnenden

angehörigen in der regelt. Jn der Saugla e
galt der Tag der Fortführung der Beratung des To T
antrags des Zentrums. Die Debatte erſtreckte ſich über die
Paragraphen, die die religiöſe n der Kinder regeln
wollen. Es gab wieder ſehr eingetenne eligionsgeſpräche, bei
denen aber nichts Beſonderes zu Tage gefördert wurde. Die
d 2 und 2a fanden in der Kommiſſionsfaſſung Annahme.

anach wird feſtgeſetzt, daß für die Beſtimmung des religiöſen
Bekenntniſſes der Kinder die rn der Eltern maß-
277 iſt, daß aber die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz
uches dann in Kraft treten, wenn eine ſolche Vereinbarung

nicht zu ſtande kommt. Bei g 2b, der die zwangsweiſe Teil-
nahme von Kindern am Religionsunterricht einer andern Kon-
feſſion beſeitigen will, vertrat Genoſſe Kunert unſeren Antrag,
wonach der Religionsunterricht aus den Schulen überhaupt
verbannt werden ſoll. Die Debatte über den Paragraphen
wurde nicht zu Ende geführt, ſondern auf Montag vertagt.Außerdem ſtehen kleinere Vorlagen und der Geſetzentwurf über
die Zuckerkonvention ſowie das Juckerſteuergeſey auf der Tages

ordnung.

Preußiſcher Landtag.
Das Abgeordnetenhaus erledigte am Sonnabend Rech-

nungsberichte und Petitionen. Bei einem Bericht der
Rechnungskommiſſion verſuchte Frhr. v. Plettenberg (konſ.)
eine Bekanntmachung des Ruhrorter Landrates zur Sprache zu
bringen, in der gegen zahlreiche in jenem Kreiſe vorgekommene
Steijerhinterziehüngen eine ſtrenge Unterſuchung in Ausſicht
geſtellt wird: Präſident von Kröcher erklärte aber eine Be-
ſprechung dieſer Angelegenheit für unſtatthaft, da es ſich jetzt
nur um eine Prüfung der Rechnungslegung handle. Von an-
derer Seite wurde dem Abg. Frhrn. v. Plettenberg nahegelegt,
die Sache zum Gegenſtand einer beſonderen Interpellation zu
machen. Zahlreiche Petitionen um Anrechnung der Seminar-
hilfslehrer- und Präparandenlehrerdienſte auf das Dienſtalter
wurden der Regierung zur Berückſichtigung, eine Petition um
Beilegung der Berechtigung zum einjährigen Militärdienſt an
die Volksſchullehrer als Material überwieſen.

Am Montag ſtehen wieder Petitionen auf der Tagesord-
nung, darunter eine ſolche um Zulaſſung von Frauen zu poli-
tiſchen Vereinen.

Jm Herrenhaus ging es zu Beginn der Sonnabendſitzungrecht lebhaft zu; ſogar zwei Ordnungsrufe wurden erteilt, ein
Vorkommnis daß in dieſer Notabeln- Verſammlung zu den
Seltenheiten gehört. Den Anlaß bot die Beratung über die
Denkſchrift betr. den Geſetzentwurf zur Förderung deut-
ſcher Anſiedelungen im Oſten. Ein polniſcher Gutsherr,
Herr von Koscielski, nannte die Bilanz eines Gutes der
Anſiedelungskommiſſion, wegen deſſen Finanzierung nach ſeiner
Meinung der Staatsanwalt hätte einſchreiten müſſen, eine Ver-
ſchleierungsbilanz und Fürſt von Radziwill erklärte, eine
ſolche Vorlage könne nur einer „Begriffsverwirrung“ ent-
ſpringen. Unter dem lebhaften Beifall der erlauchten Grafen
und Fürſten erhielten beide Redner einen Ordnungsruf.

Bei der Verhandlung über die Hilfsaktion der Regierung aus
Anlaß der Notlage der Landwirtſchaft in den öſtlichen
Landesteilen ſang Graf v. Mirbach das alte Klagelied. Der
arme Graf trat für einen hohen Woll und Kartoffelzoll ein
und nahm ſich der armen adeligen Schnapsbrenner an.

Der Geſetzentwurf betr. die Ueberweiſung weiterer Dota-
tionsrenten wurde nach den Beſchlüſſen des Abgeordneten-
hauſes, das bekanntlich die „Gutsbezirke“ zum großen Teil von
den Dotationen ausgeſchloſſen hat, angenommen.

Eine längere Debatte knüpfte ſich noch an eine Petition des
oſt preußiſchen Provinziallandtages über den Bau
des maſuriſchen Schiffahrtskangls. Die verkehrs- und
kanalfeindlichen Junker gingen über dieſe Petition e
ſtändlich zur Tagesordnung über. Am Montag ſteht der
Etat zur Beratung.

Nachklänge zum Kroſigk-Prozeßſz.
Jn ganz Deutſchland haben die Vorgänge in Gumbinnen

die größte Aufmerkſamkeit und Anteilnahme erregt. Aber auch
nach dem endlich erfolgten Freiſpruche ſchwingen in den Her-
zen ernſthaft denkender Menſchen die durch den Prozeß ange-
r Saiten nach. Als Beweis dafür dienen verſchiedene
Zuſchriften, die von denkenden Leſern an einzelne Zeitungen
geſandt worden ſind.
Die Berl. Volksztg. erhielt eine Zuſchrift, aus der wir
folgendes entnehmen:

„„WMarten und Hickel waren angeklagt, am 21. Januar 1901
ihren Eskadronchef, den Rittmeiſter von Kroſigk getötet zuhaben. Das Kriegsgericht ſprach beide frei. Auf die ein-
gelegte Berufung verurteilte das Oberkriegsgericht den Marten
wegen Mordes (der Vertreter der Anklagebehörde hielt
Totſchlag für vorliegend) zum Tode, den Hickel ſprach es
frei. Nunmehr wurde wegen eines Formfehlers wegen
unvorſchriftsmäßiger Beſetzung des Ober-Kriegsgerichts
Reviſion eingelegt. Auf dieſen Reviſionsgrund hin verwies
das Reichsmilitärgericht die Sache zur nochmaligen Verhand-
lung an das Ober- Kriegsgericht. Und nun geſchah das
Wunderbare: von dem korrekt beſetzten Ober Kriegsgericht
wurden beide Angeklagte freigeſprochen; ſie ſind unſchuldig,
ſind Männer von Ehre, die frei der Sonne ins Antlitz ſehen
dert und denen glückwünſchend ihre Kameraden die Hand

rücden
„Dankt der Dragoner Marten nicht thatſächlich ſein Leben

und ſeine Ehre einem zufälligen Verſtoß gegen die
Formalvorſchriften über die Beſetzung der Militär-
erichte? Jſt es nicht ein Gedanke von nicht auszuſchöpfender

Furchtbarkeit. daß ein Unſchuldiger denn das iſt Marten
nach dem Freiſpruch ſein Leben nur einem Verſehen
dankt? Daß ein Menſch, ſelbſt umgeben von allen Garan-
tien der Geſetze, ſeines Lebens vor der Staatsgewalt nicht
ſicher iſt, ſelbſt wenn er ſchuldlos ein ehrenhaftes langes
Leben hinter ſich hat! Und wird dem Bürger dieſer Gedanke
nicht furchtbarer, wenn er ſich ſagt, daß durch das Fehlen der
Berufung im nicht militäriſchen Strafverfahren die r
ſeiner Freiheit und ſeiner Ehre noch mehr dem Zufall und
dem Jrrtum preisgegeben iſt?“

„Und noch eine Erwägung:
Wie muß heute den Richtern des erſten Kriegsgerichts zu

Mute ſein, die Marten ſelbſtverſtändlich nach ernſteſter
Ueberlegung und optima fide zum Tode verurteilt haben
Müſſen ſie nicht dem gütigen Geſchick auf den Knien danken,
daß der Zufall ſie vor dem Furchtbarſten, vor einem nicht
wieder gut zu machenden Juſtizmorde, bewahrt hat? Undwelche Gefühle müſſen die Bruſt des Vertreters der Anklage-
behörde durchziehen, der einen nach Anſicht dreier 53 anzen
Unſchuldigen (Hickel) und einen nach Anſicht zwei er Jnſtanzen
Unſchuldigen (Marten) ſelbſtverſtändlich von ſeinem per-
ſönlichen Empfinden aus gleichfalls optima fide und im ver
meintlichen Jntereſſe der Rechtspflege aus der menſchlichen
Geſellſchaft auszuſtoßen im Zuge war 2“

Sehr treffend bemerkt hierzu die Berl. Volksztg.:
„Die Erwägungen die der Herr Einſender angeſtellt hat,

ſind durchaus zutreffend. Jnsbeſondere hat er recht, wenn
er auf das Furchtbare der Konſequenz hinweiſt, das ſich er
geben hätte, wenn das erſte Oberkriegsgericht fehlerfrei beſetzt
geweſen und Marten ipfzigg des n ſich heute in jenem
Lande befände, aus des Bezirk kein Wandrer wiederkehrt.
Die Gedanken unſeres Leſers enthalten aber eine
Mahnung von furchtbarem Ernſt an alle, die von
Stagats wegen zur Recht ſprechung berufen ſind:
Die Mahnung, ſich nicht für unfehlbar zu halten, die
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Die Aufhebung der 45 tägigen Rückfahrkarten ſteht
nach einer Mitteilung des Rhein. Kuriers unmittelbar bevor
An ihrer Stelle ſollen lediglich e Fuſghe Fahrkarten
r werden. Ein definitiver Beſchluß iſt hierüber noch
nicht gefaßt Die Ausgabe von Kilometerliſten wird in Er
wägun gen Jedenfalls ſoll die Einrichtung der 45tägigenRucfahr arten definitiv beſeitigt werden.

Der Kaiſer und ſein Großvater. Der Kaiſer ſoll, nach
der Deutſchen Tageszeitung, kürzlich beſtimmt haben, daß in
Zukunft bei Denkmälern für den alten Kaiſer Wilhelm als Jn
ſchrift nicht „Kaiſer Wilhelm J.“ ſondern „Kaiſer Wilhelm der
Große“ zu ſetzen iſt. Das Blatt behauptet, daß „nur“ beim
Gebrauch dieſer Bezeichnung fortan die kaiſerliche Erlaubnis
zur Errichtung ſolcher Denkmäler werde erteilt werden.

Ausland.
Oeſtreich. Demonſtration polniſcher Studenten.

Anläßlich des Jahrestages der polniſchen Konſtitution durch-
e Sonntag abend in Przemysl en mehrere hundert
e niſche Studenten, Nationallieder ſingend, die Straßen. Eine

olizeiabteilung wollte dieſe auseinandertreiben. Als die
Studenten ſich widerſetzten, zogen die Poliziſten blank und
vertrieben die Studenten. Viele wurden verhaftet, aber wieder
freigelaſſen.

Frankreich. Antimilitariſtiſche Kundgebungen der
Arbeiterbörſen. Der ſozialiſtiſche Arbeitsbörſenbund für
Frankreich und die Kolonien verſendete an die Soldaten in den
Kaſernen ein Rundſchreiben, das ſie beſchwor, bei Ausſtänden
und Zuſammenſtößen mit dem Volke niemals auf die Arbeiter
zu ſchießen, und ſie einlud, an den Verſammlungen in den Ar-
beitsbörſen teilzunehmen, die als unpolitiſche Feſte dargeſtellt
werden. Kriegsminiſter Andrs richtete an den Pariſer Militär-
gouverneur einen Erlaß, der die Verteilung dieſer Rundſchreiben
in den Kaſernen ſtreng verbietet.

Politiſche Prieſter. Wie Wolffs Bureau mitteilt, hat
der Miniſterpräſident Waldeck-Rouſſeau ein Rundſchreiben an die
Präfekten gerichtet, in welchem er darauf hinweiſt, daß ſich in
zahlreichen Departements die Geiſtlichkeit in die Wahlen ge
miſcht habe. Dieſe Kundgebungen, heißt es in dem Rund-
ſchreiben weiter, bedeuteten einen offenkundigen Mißbrauch der
kirchlichen Funktionen. Solche Mißbräuche könnten nicht ge
duldet werden. Der Miniſter fordert die Präfekten auf, ihm
über derartige Vorkommniſſe Bericht zu erſtatten, damit er das
Nötige veranlaſſen könne. Dieſe Verfügung richtet ſich ſowoh
gegen die Angehörigen der autoriſierten, wie gegen die der nicht
autoriſierten Religionsgeſellſchaften.

Portugal. Erhebliche Studentenunruhen haben
in Coimbra ſtattgefunden. Die Studenten brachten Hochrufe
auf die Republick aus. Die Truppen weigerten ſich, gegen die
Demonſtranten vorzugehen. Die Bewegung richtet ſich haupt-
ſächlich gegen die ſchlechte Verwaltung des Landes.

Rußland. Der Miniſtertöter iſt noch nicht, wie
fälſchlich gemeldet wurde, abgeurteilt worden. Erſt dieſe Woche
ſoll die Gerichtsverhandlung ſein. Die Unterſuchung iſt ab

eſchloſſen, die Akten ſind dem Kriegsgericht übergeben. Augen-
licklich iſt Balmaſchow ernſtlich erkrankt, eine JInfluenza

typhöſer Art hat i befallen, außerdem konſtatierte der Arzt,
daß Balmaſchow ſchwindſüchtig iſt; es dürfte ihm alſo in
keinem Falle eine lange Lebensdauer beſchieden ſein. Man
nimmt an, daß die Todesſtrafe, der er ſicher verfallen werde,
vom Zaren in Zwangsarbeit umgewandelt werden wird. (7)
Während der ganzen Unterſuchung hat der Mörder auch nicht
die geringſte Ausſage gemacht, er beobachtete vielmehr ein konſe-
quentes Schweigen.

Amerika. Ein Revolution iſt wieder einmal in der
Republik Santo Domingo (Jnſel Haiti) ausgebrochen. Die
Revolutionäre, hinter denen jedenfalls irgend ein ehrgeizigerMenſch ſteht, der Luſt hat, Präſident zu werden, ſind ſo g

reich und bedrohen die Hauptſtadt.

China. Wieder ein kleiner Rachezug in Ausſicht? Bei
dem Aufſtand in Chengtingen wurde ein franzöſiſcher Prieſterermordet. Die Geſandten dringen darauf, daß die Regierung

den Aufſtand unverzüglich unterdrücke. Der franzöſiſche Ge
ſandte wird einen Sekretär in das Aufſtandsgebiet entſenden,
der eine Unterſuchung anſtellen ſoll.

Solizeiliches und Gerichtliches.
8 Zu 30 Mark Geldſtrafe wurde der Genoſſe Beck in

Markkleeberg bei Leipzig vom Schöffengericht verurteilt. Er
ſoll ſich als Vorſitzender eines Arbeitervereins dadurch gegen
irgend eine Polizeiverordnung vergangen haben, daß der Verein
ein Tanzvergnügen veranſtaltete und dabei Eintrittsgeld erhob.
Beck gab zwar an, daß das Eintrittsgeld nur von den Mit
liedern auf Grund eines Vereinsbeſchluſſes als Beitrag zu den

Feſtkoſten erhoben worden ſei, während die paar geladenen
Gäſte unentgeltlich teilnehmen durften; trotzdem ihm dieſe An
gabe nicht zu widerlegen war, wurde er doch beſtraft.

J Wegen Beleidigung eines Polizeibeamten wurde der
Redakteur des Sächſ. Volksbl., Gen. Albert, am 1. Mai zu
10 Tagen Gefängnis verurteilt.

Barteinachrichten.
Die Freigabe der konfiszierten Arbeitsloſen Zeitung

iſt ſeitens des Berliner Polizei- Präſidiums endlich Freitag
mittag nach mancherlei Hinderniſſen erfolgt. Zwar hat die
Ober Staatsanwaltſchaft ſchon am 1. Mai verfügt, daß die Aus-
händigung um gehend zu erfolgen habe, aber die politiſche
Polizei als Hilfsorgan der Staatsanwaltſchaft ſcheint ſich das
Wort „umgehend“ nach Analogie des Puttkamerſchen „ſofort“
auszulegen. Als am Donnerstag, 1. Mat, abends gegen 5 Uhr
der Leiter der Buchhandlung Vorwärts perſönlich unter Vor
weis der Verfügung des Herrn Oberſtaatsanwalts die um
gehende Aushändigung verlangte, da erhielt er von der dienſt
habenden Ordonnanz denn weder ein Vertreter des Polizei
präſidenten noch der politiſchen Abteilung war anzutreffen
für's erſte den Beſcheid, daß ihm dem dienſtthuenden Wacht
meiſter nichts bekannt ſei, daß er nichts thun könne, die Aus-
händigung könne heute auch nicht mehr erfolgen, weil die
Bureauzeit vorüber, keine Beamten mehr da ſeien, er auch kein
Fuhrwerk habe, er wolle es aber „Herrn Hauptmann Schöne“
melden, aber dieſer war auch weggegangen, er wußte nicht, wo
hin, und wußte nicht, wann er wiederkomme; vielleicht in einer
halben Stunde

Man denke ſich die ſchreckliche Situation: im Berliner Polizei
präſidium ſind abends 5 Uhr keine Mannſchaften, keine Fuhr
werke, keine Vorgeſetzten da: wenn nun in einem r Augen
blick es war doch der 1. Mail die Revolution aus
brächel die ſchrecklichen Folgen ſind ja nicht zum ausdenkenl

a v e te e e e ß r d 3 v



reren

gra vielleicht geraoe weil der 1. Mai war, konnte die
uslieferung nicht erfolgen. Bis gegen 2 oder z Uhr war die
anze Polizei, zu Fuß, zu Pferd, auf dem Fahrrad, in Uniſern in n auf dem Felde, denn dort beſich

tigte der Kaiſer einen Truppenteil; nachmittags war Maifeier,
da mußten „Polizeiwachen im Umherziehen“ in der Nähe der
Maifeierlokale eingerichtet werden, das war viel wichtiger und
notwendiger als die kg lich zu fordernde und geſetzlich umgern zu erfolgende Aushändigung der Arbeitsloſen eitung.

uf die Beſchwerde, daß die Polizei, wenn ſie Beamte habe,
abends um 6 Uhr die Zeitung zu konfiszieren, auch Beamte
haben müſſe, ſie um 5 Uhr zurückzuliefern; wenn ſie Geld habe,
ſich Droſchken bei der Konfiskation zu leiſten, ſie au eld

aben müſſe, bei der Rückgabe ſich eine Droſchke zu leiſten
atte der Beamte keine Antwort.

Auf am Freitag morgen eingelegte telephoniſche Beſchwerde
beim Polizeipräſidium bezw. der politiſchen Abteilung erfolgteder merkwürdige Beſcheid, daß noch keine Verfügung ßer Ober-

Staatsanwaltſchaft eingegangen ſei; der Hinweis, daß bereits
eſtern abend ſogar auch die an die Buchhandlung Vorwärtsezw. deren Verteidiger ergangene ſchriftliche Vaſagung des

Herrn Oberſtaatsanwalts beim Polizeipräſidium deponiert
worden ſei, ſcheint aber doch 4 u haben, denn in derMittagsſtunde erfolgte dann die Ushändigung der Arbeits
loſenZeitung, n gemächlich und gemütlich-reſigniert, wie

die Beſchlagnahme haſtig, ſtaatsrettungseifrig und ſiegesſicher
erfolgt war.

Die Arbeiterſchaft Berlins wird an dem Schickſal der Weih
nachtszeitung auch heute, im wunderſchönen Monat Mai gewißnoch den ehäheenden Anteil ſtecken wir doch, was
unſere politiſchen Zuſtände betrifft, trotz Blumen- und Blüten-
ſegens noch mitten in der Wintersnot drin!

Gewerkſchaftliches.

Maßregelungen infolge der Maifeier. Jn Berlin
ſind von den Holz arbeitern in 228 Werkſtätten 2779 Ar-
beiter (darunter 2448 Organiſierte) für 2 Tage ausgeſperrt und
245 gänzlich entlaſſen. Ferner 248 Zimmerer des Zentral-
verbandes. Von den übrigen Berufen ſind a t
arbeiter 96, Bauarbeiter ca. 300, Sattler 52, Maler 11, Buch-
binder 3, Handelshilfsarbeiter 2, Bildhauer, die bei Tiſchlern
arbeiten 6; Töpfer keine, doch haben ſich 60 Mann mit ausge-
ſperrten Maurern ſolidariſch erklärt.

Von den Lokalorganiſierten: Verein der Zimmerer 160, Holz-
und Bretterträger 35.

Jn S a ſind die ſämtlichen Tiſchler und Drechsler der
Firma M. Kirſtein (15 Mann) und ſämtliche Tiſchler der Firma
Perrin Nachf. ausgeſperrt worden.

Auch aus Dresden werden Maßregelungen von Holz-
arbeitern gemeldet. Die Firma Wahl u. Cie., Franziskaner-ſtraße, Fabrik für Kontor Einrichtungen, hat 7 Schreiner ent

aſſen.
n Leipzig ſind aus mehreren Betrieben, darunter bei Leo,Seidel u. Lillert, Weißmöbelfabrik, und Egg, Möbeltiſchlerei,

41 Tiſchler auf 2 bis 4 Wochen ausgeſperrt worden. Durch
den Arbeitsnachweis der Holzinduſtriellen in der Packhofſtraße
werden natürlich Erſatzkräfte für die Ausgeſperrten geſucht.
Die Kollegen mögen dieſe Notiz beachten.

Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 5. Mai.

Polizeilich aufgelöſt
wurde am Sonnabend eine öffentliche Verſammlung der Tape-
zierer und Sattler, die in Streichers Reſtaurant ſtattfand. Es
waren eben verſchiedene kraſſe Werkſtättenverhältniſſe in hieſigen
Möbelfabriken unter die Lupe genommen worden und der Re-
ferent, Genoſſe Löſche aus Leipzig, ſollte als letzter Redner das
Schlußwort erhalten, als der anweſende Polizeibeamte die
Verſammlung wegen Eintritts der Polizeiſtunde „für aufge-
hoben“ erklärte. Unter lauter Entrüſtung der Verſammelten
machte der Vorſitzende den Beamten darauf aufmerkſam, daß
dieſer nicht zu einer „Aufhebung“ ſondern höchſtens zur Au f
löſung der Verſammlung berechtigt ſei. Der Beamte erklärte
nunmehr die Verſammlung für aufgelöſt und verlangte die ſo-
fortige Leerung des Vokals.

Wie in früheren ähnlichen Fällen wird auch diesmal der
Beamte nicht aus eigner Entſchließung ſondern in Verfolg
einer ihm gewordenen Jnſtruktion gehandelt haben. Verant-
wortlich für die Auflöſung ſind darum die Herren Weydemann
und Staude. Nach der neueren Entſcheidung des Oberver-
waltungsgerichts läßt ſich ja nicht viel gegen die Maßnahme
machen, wenn nicht nachgewieſen werden kann, daß für das
Verſammlungszimmer eine Verlängerung der Polizeiſtunde be
willigt worden iſt. Das Oberverwaltungsgericht hat durch
ſeine merkwürdige Entſcheidung den Umfang des geſetzlich ga
rantierten Verſammlungsrechts ins willkürliche Ermeſſen der
Polizei geſtellt. Während ſelbſt das urreaktionäre preußiſche
Vereinsgeſetz der Polizei kein Genehmigungsrecht bei Ver-
ſammlungen einräumt, keinerlei Beſtimmungen über die erlaubte
Dauer der Verſammlungen enthält, nimmt die Polizei einen
Teil des Verſammlungsrechts einfach weg, indem ſie bei Ein-
tritt der Polizeiſtunde die Verſammlungen ſchließt.

Um den Wirrwarr vollzumachen, hat voriges Jahr das
Landgericht Magdeburg im Prozeß Pokorny ausdrücklich ent
ſchieden, daß die Verſammlungen nicht an die Polizeiſtunde
gebunden ſind, daß vielmehr nur der Schankbetrieb verboten
werden kann, nicht aber die Fortſetzung der Verſammlung. So
entſcheidet das eine Gericht ſo, das andere wieder anders.
Daher der Name Rechtsgleichheit und Rechtsſicherheit.

Für alle Hausbeſitzer wichtig
iſt eine vom Kammergericht ſoeben getroffene r
Im Gegenſatz zum Oberverwaltungsgericht und zum Reichsgericht hatte das Kammergericht bisher S durch eine
Polizeiverordnung könne auch in den Fällen eine Verpflichtung
auf Straßenreinigung begründet werden, wenn eine „Obſer-
vanz“ (herkömmliche Sitte) nicht beſtand. Jm Widerſpruch zu
dieſer bisherigen Judikatur hat das Kammergericht jetzt mehrere
Eigentümer aus den Provinzen Brandenburg und Sachſen
wegen er Reinigung der Straßen bezw. des Bürger
ſteigs freige prochen. Das Kammergericht nehme, ſo wurde
ausgeführt, nunmehr in Uebereinſtimmung mit dem Oberver-
waltungsgericht an, den Anliegern könne die Straßenreinigungs-
pflicht nur in dem Falle durch Polizeiverordnung auferlegt
werden, wenn dieſe Verpflichtung durch Geſetz, Gemeindeſtatut
oder Obſervanz vorher begründet war.

Ueber das Verbot der Hoffnung auf Segen
urteilt der Korreſpondent der Münchener Neueſten Nachrichten

„Das äſthetiſche Glaubensbekenntnis des Magiſtrats der
Univerſitätsſtadt Halle iſt bei Gelegenheit der vorjährigen

aters durch die Preſſe gegangen,
hme Halles. Es zählt nicht nur

Neuverpachtung des Stadtthewenig zum uciſchen u

kün R

Schilda zu den Perlen im Städtekranze unſerer ProvinzS u S ppenſtedt zur Nachbarſchaft.“ z

Die Teilſtrecke Ammendorf- Merſeburg der elektriſchen
Bahn Halle- Merſeburg ſollte am Freitag nachmittag landes-
polizeilich abgenommen werden. Es wurde W die Ge-
ne rigungeenr Betriebseröffnung verſagt. Ueber die Gründe
weiß der Merſeb. Correſp. mitzuteilen: Der bekränzte Wagen
mit den Vertretern der Behörden c. ging pünktlich von der

am Merſeburger Staatsbahnhof ab und legte die
trecke bis Ammendorf und von dort nach Merſeburg ohne

Störungen zu allſeitiger Zufriedenheit zurück. Da auch die
Poſt in einem Schreiben vom 29. April d. J. die Erklärung
abgegeben hatte, daß bei den Probefahrten Störungen des tele
graphiſchen und telephoniſchen Verkehrs nicht aufgetreten ſeien,
war man wegen der landespolizeilichen Erlaubnis zur Er-
fannß der Bahnſtrecke in ſehr zuverſichtlicher Stimmung. Es
überraſchte deshalb um ſo mehr, als der Vertreter der Ober
Poſtdirektion nachträglich im Abnahmetermin erklärte, daß in
den letzten Tagen doch Störungen im Betriebe der hieſigen
Telegraphenſtation beobachtet worden ſeien, die auf die elektriſche
Straßenbahn n werden müßten. Eine zeitweiſe
Einſtellung des Bahnverkehrs würde auch nach der eventuellen
Jnbetriebnahme, falls eine Beſeitigung dieſer Störungen nicht
ngeß ſollte, nötig werden. Die Aufſichtsbehörde ſah ſich in
olgedeſſen veranlaßt, die Jnbetriebnahme der Bahnſtrecke zu

um nicht in die Lage zu kommen, den genehmigten
Betrieb ſchon nach einigen Tagen infolge des Einſpruchs der
kaiſerl. Poſt wieder aufzuheben. Das anläßlich der landespolizei
lichen Abnahme dex Bahnſtrecke in Müllers Hotel in Merſeburg
geplante Feſteſſen fiel nach dieſem ungünſtigen Beſcheide natür
lich aus. Die Allgemeine Elektrizitäts- Geſellſchaft wird als
Eigentümerin der Straßenbahn Halle Merſeburg bei den
höheren Jnſtanzen den Beſchwerdeweg beſchreiten, ſie hofft aber
auch, daß ſich die in der hieſigen Telegraphenſtation auf-
getretenen Betriebs-Störungen durch einige Korrekturen ohne
weſentlichen Zeitverluſt beſeitigen laſſen werden.

Größere Diebſtähle wurden in der Nacht vom Sonn-
abend zum Sonntag in den Schrebergärten am Mühlrain aus-
geführt. Die Diebe ſchlugen die Fenſter der Gartenhäuſer
hinein, nahmen die Vorhänge, Tiſchdecken und was ihnen ſonſt
in die Hände fiel, mit und demolierten auch einige der Lauben.

Beim Abſteigen von einem Motorwagen der Stadtbahn
t am Sonnabend mittag in der Wuchererſtraße, Ecke Göthe-
traße, eine Frau vom Lande hin und verletzte ſich ſchwer. Nach
Anlegung eines Notverbandes brachte man die Frau in die
Klinik. Sie beabſichtigte, ihren in der Schillerſtraße wohnenden
Sohn zu beſuchen und wollte deshalb an dieſer Stelle aus-
ſteigen ſie wußte natürlich nicht, daß der Motorwagenführer
an dieſer abſchüſſigen Stelle nicht halten darf.

Zeitz. Kein Wahlproteſt aber Wahlarbeit. Gegen die
Wahl der Stadtverordneten am 28. und 29. April kann unſerer
ſeits kein Proteſt eingelegt werden. Wir ſchrieben nach der
Wahl, daß unſer Proteſt ſich darauf ſtützen ſollte, daß die vier
Stadtverordneten in zwei Lokalen gewählt ſind. Wir gingen
dabei von der Vorausſetzung aus, daß das Oberverwaltungs-
gericht wie angegeben entſchieden hat. Das iſt aber nicht rich-
tig, die uns in dieſer Beziehung gewordenen Jnformationen
waren irrtümlich aufgefaßt worden. Wir haben nun noch Er-
kundigungen darüber beim Vorwärts eingezogen und haben von
dort die Antwort erhalten, daß das Oberverwaltungsgericht in
der angegebenen Beziehung niemals ein Urteil abgegeben hat.
Somit können wir keinen Proteſt einlegen, die Wahlen werden
alſo Giltigkeit erlangen.

Wenn wir ſomit nicht die Ausſicht haben, bald wieder vor
einer Wahl zu ſtehen, ſo haben wir doch in anderer Beziehung
für die nächſten Wahlen thätig zu ſein. Der Mißerfolg bei den
letzten Wahlen rührt nur daher, daß einmal eine Anzahl Arbeiter
nicht wählte und wählen konnte, und daß andererſeits die
Gegner eine Zahl von Arbeitern zu der Wahl infolge der ob-
waltenden Verhältniſſe veranlaſſen konnten. Hätten wir geheime
Wahl durch Stimmzettel, dann würde das Ding wohl anders
ausgefallen ſein. Aber trotzdem können und müſſen wir dahin
arbeiten, auch unter den jetzigen geſetzlichen Beſtimmungen Er-
folge zu erringen, und dazu iſt vor allen Dingen notwendig,
daß die Arbeiter, die noch nicht Preußen ſind, naturaliſiert
werden. Die Vorarbeiten dazu ſind getroffen, es iſt nur
noch nötig, daß ſich eine Anzahl Genoſſen zur Ver-
fügung ſtellen, die mithelfen wollen.

Wir bitten deshalb alle Genoſſen, denen es Ernſt
iſt mit unſeren Parteibeſtrebungen, daß ſie ſich bis
Sonnabend abend beim Genoſſen Leopoldt melden.
Je mehr, deſto beſſer, und deſto geringer die Arbeit für jeden
einzelnen. Wir hoffen, daß dieſer Mahnruf von recht vielen
beachtet wird, dann werden wir auch auf kommunalem Gebiet
vorwärts ſchreiten.

Schkeuditz. Das verbotene Arbeiter-Sängerfeſt.
Wie bereits an dieſer Stelle mitgeteilt, iſt das Sängerfeſt desArbeiterſängerbundes für die Provinz Sachſen und rigen
welches am 27. Juli in Schkeuditz ſtattfinden ſollte, aus Grün
den „der öffentlichen Sicherheit verboten worden. Ob dem
Magiſtrat bei der Abfaſſung dieſes Verbots die wüſten Szenen
bei Gelegenheit des vorjährigen „reichstreuen“ Turnfeſtes vor
Augen geſchwebt haben, vermögen wir nicht zu erkennen, wir
wiſſen aber, daß Derartiges noch auf keinem Sängerfeſte der
Arbeiter vorgekommen iſt und auch nicht vorkommen wird.

Aus dieſem Verbot darf man aber keineswegs den Schluß
iehen, daß der Magiſtrat volksfeindliche Geſinnungen hege.Wer das trotzdem glaubt, der wird durch das Wochenblatt vom

3. Mai eines andern belehrt werden, denn am 29. April, abends
8 Uhr, iſt im Ratskellerſaale von einem We Publikum,
und nachdem unſer Stadtvater die nötige Einleitung gegeben,
der Beſchluß gefaßt worden, vom 12. bis 14. Juli ein „Volks-
feſt im größeren Maßſtabe unter dem Namen „Heimatsfeſt“
zu veranſtalten. Beſichtigung der öffentlichen Gebäude, Beſich-
tigung von Fabrikanlagen, Ausſtellung Feſtzug, Parade,
Kinderfeſt uſw., das iſt das Programm, alles natürlich im
Rahmen „der öffentlichen Ordnung Eine ſolche Veranſtaltung
koſtet aber auch Geld, und dies ſoll „in üblicher Weiſe durch
freiwillige Gaben“ geſammelt werden. Man wird alſo in
den nächſten Tagen von Haus 4 Haus gehen und Gaben ein-
holen. Je reichlicher dieſelben fließen, um ſo größer wird der
Nymbus unſeres in der Majorität „freiſinnigen* Magiſtrats
ſein, ſeine „Volkstümlichkeit“ wird Triumphe feiern. Mir aber
und vielen anderen hat man die Freude verdorben, uns hat
man unſer Sängerfeſt verboten. Jch halte meine Taſchen zu!

Magdeburg. Soziales Elend. Einen traurigen Anblick
gewährte am Donnerstag abend 9/2 Uhr eine obdachloſe Fami-
lie, beſtehend aus Mann, Frau und vier Kindern, die ſich vor
dem Buckauer Rathauſe eingefunden hatte und dort um Obdach
nachſuchte. Wie in Erfahrung gebracht wurde, hatte der Mann
lange Zeit keine Arbeit gehabt, konnte infolge des Verdienſt-
ausfalles am 1. Mat die fällige Miete nicht entrichten und
wurde kurzer Hand mit ſeinen vier Kindern, von denen das
kleinſte in einem gebrechlichen Kinderwagen mitgeführt wurde,
auf die Straße geſetzt, während das bißchen Hausrat in den
Händen des Wirtes zurückblieb. Eine Anweiſung auf das Ob-
dachloſen-Aſyl war ſchließlich die einzige Rettung, die dieſen
Aermſten der Armen zu teil wurde.

BVerjammlungsberichte.
Wittenberg.

Sitzung des Gewerkſchafts-Kartells.
Der Vorſißende, Gen. Stang, eröffnet die Sitzung um 11 Uhr

und wünſcht, daß die einzelnen Redner, welche ums Wort bitten,
ſich immer möglichſt kurz faſſen, da doch die Sitzungen nach Be
ſchluß nur von 11-1 Uhr ſtattfinden. Hierauf wird das Protokoll
verleſen und nach kleiner Aenderung genehmigt Zum zweiten
Punkt: Maifeier, giebt der Vorſitzende bekannt. daß ſich die
organiſierten Arbeiter recht zahlreich an der am Sonntag, den
4. Mai, in Koswig ſtattfindenden Feier beteiligen mögen. Treff-
punkt iſt vormittags 11 Uhr bei Otto, Töpferſtraße, und Krüger,
KleinWittenberg. Von dieſen beiden Lokalen aus findet der
gemeinſame Abmarſch ſtatt. Ferner ladet er zu der am 1. Mat,
abends 8 Uhr, bei Otto, Töpferſtraße, ſtattfindenden Volksver
ſammlung ein. Beim 3. Punkt: Kartell und Buchdrucker, er-
ſuchen die Delegierten des Verbandes der Buchdrucker, daß die
Leitung des Kartells ſowie die einzelnen Gewerkſchaften dem
deutſchen Buchdruckertarif mehr Beachtung ſchenken mögen bei
Vergebung von Druckſachen. Es laſſen z. B. Gewerkſchaften in
der Druckerei des Tageblatts inſerieren oder ſonſtige Arbeiten
dort S während doch der Jnhaber dieſes Kunſttempels
von einer Einführung tariflicher Verhältniſſe in ſeinem Geſchäft
abſolut nichts wiſſen will. Bei ihm beſteht eine zehnſtündige
Arbeitszeit, eine große Lehrlingszucht, Organiſierte müſſen ſofort
das Haus verlaſſen. Die organiſierte Gehilfenſchaft befindet ſich
mit dieſem Manne im ſchörfſten Konſlikt. Als tariftreue
Druckereien kommen nur in Betracht die Allgemeine
die Werk und Accidenzdruckerei von Herroſé u. Ziemſen und
de ges Bickel oder die Parteidruckerei des Halleſchen Volks

attes.
Auch ſind am Orte Buchbindereien vorhanden, welche Druck-

ſachen liefern und zwar den allergrößten Schund, auch noch rechtteuer. Jn Zukunft mögen alſo nur wirklich tarifmäßige
Druckereien berückſichtigt werden. Zum 4. Punkt: Metall
arbeiter, begrüßt der Vorſitzende die beiden neuen Delegierten
derſelben, Gen. Alter und Freudenberg. Durch Vermittelung
des Zentralverwalters hat ſich der Streik bei Joly ſoweit er-
ledigt, daß die Mehrzahl wieder angefangen hat reſp. einzelne
h fanden. Jmmerhin haben die Streikenden
durch die Maßregelung einiger Kollegen ein beachtenswertes
Solidaritätsgefühl gezeigt. Möge dies auch in Zukunft bei der
Geſamtheit geſchehen! Das Kartell wird in ſolchen Fällen jeder-
zeit, wenn es notwendig iſt, hilfreich entgegenkommen. Zum
5. Punkt: Bibliothek, giebt der Verwalter derſelben, Genoſſe
Wagner, bekannt, daß dieſelbe jetzt etwas reger benutzt würde.
Dieſelbe enthält 150 Bücher. Aus der Kartellkaſſe werden jedes
Vierteljahr 2 Mark bewilligt für den Schrankfonds. Leider
konnte der Kaſſierer noch keinen Quartalsabſchluß erſtatten, da
die Abrechnung des StrzelewiczKonzerts noch nicht vollendet
war. Dem Kartell neu angeſchloſſen hat ſich die Gewerkſchaft
der Schneiderbranche. Zum Schluß wird noch zum Beitritt in
den Sozialdem. Verein aufgefordert. Einzelne Redner drücken
den Wunſch aus, daß man zuerſt einmal die Gewerkſchafts-
organiſationen kräftigen und auf ihre Pflichten aufmerkſam
machen möge, dann werde ſich auch das politiſche
heben Ende der Sitzung 1 Uhr. Anweſend waren heiße n

Delegierte. P.Gerichtsſaal.
Strafkammer.

Halle, 2. Mai 1902.
Ein Taſchendieb ſtand in der Perſon des Arbeiters Franz

Friedrich Goßmann von hier unter Anklage. „Am 27. Februar
fand in dem Glas und Porzellanwarengeſchäft von Jakoby in
der Ulrichſtraße eine Verſteigerung ſtatt, an der der Angeklagte
als Zuhörer teilnahm. Da in dem betreffenden Geſchäft im
Gedränge ſchon er Taſchendiebſtähle vorgekommen
waren, legte ſich Herr Jakoby auf die Lauer und merkte dann,
daß der Angeklagte an der Kleidertaſche einer Käuferin, Bertha
Rother, Als das Fräulein unruhig wurde, 43
Drrhertobg derſelben einen Wink, um den Angeklagten nichtzu ſtören, Als dieſer die Hand in des Fräuleins Tage hatte,

riff dieſe zu, und der Angeklagte war ertappt. Bei einer
arauf ſtattgehabten Durchſuchung ſeiner Wohnung wurden bei

dem Angeklagten 5 Portemonnaies vorgefunden; in ſeinen
Kleidungsſtücken fand man eine Schere vor. Letzteres, ſo
meinte der Angeklagte, ſei nicht a nig er trage auch heute
noch die Schere in der Taſche. Die vorgefundenen Porte-
monnaies gehörten ſeiner Frau. Obwohl es nur bei einem Ver
ſuch geblieben, beantragte der Staatsanwalt mit Rückſicht auf
die Vorſtrafen des Angeklagten 9 Monate Gefängnis und 2 Jahre
Ehrverluſt. Das Gericht erkannte demgemäß und ordnete auch
die ſofortige Verhaftung des Angeklagten an.

Sehr hohe Strafe erhielt der Arbeitsburſche Wilhelm Kuhl,
der in Gemeinſchaft mit dem wer Paul Hennig
wegen Diebſtahls angeklagt war, weil er eines Tages in der
Dölauer Heide für etwa 20 Pfg. abgehauenes Holz mitgenommen
hatte. Der Angeklagte bekam keine Arbeit und ſeine Eltern
hatten kein Brennholz. Das Gericht erkannte an, daß der Fall
ſehr milde liege, verhängte aber gegen Kuhl, weil er ſchon vor
beſtraft war, 1 Woche Gefängnis, während der Staatsanwalt
da hen beantragt hatte. Hennig kam mit einem Verweiſe

avon.
Ebenfalls hohe Strafe erhielt der vorbeſtrafte Bäcker

Andreas Dollbeck aus Schkeuditz. wollte dort am
26. März in einem Laden betteln und nahm gelegentlich 3 Paar
Pantoffeln mit, die ihm aber z nachdem von einem Poliziſten
wieder abgenommen wurden. Der Angeklagte wurde zu ſechs
Monaten Gefängnis verurteilt.

Ein Zuſammenſtofz mit einem Motorwagen führte dahin,
daß der Geſchirrführer Paul Keller antragsgemäß zu 10 Mk.
Geldſtrafe ev. 2 Tagen Gefängnis verurteilt wurde. Er hatte
an einem wea in Trotha das Klingeln überhört, war nicht
ausgewichen und hatte dadurch einen Schaden in Höhe von
1.50 Mk. angerichtet.

Verworfen wurde die Berufung des t ührers
Hauptmann, vom Warenhaus „Bär“ in der Gr. Ulrichſtraße,
der am 13. März d. J. vom hieſigen Schöffengericht wegenVergehens gegen das Geſetz betr. den unlauteren Wettbewerb
zu 400 Mk. Geldſtrafe ev. 40 Tagen Haft verurteilt worden
war. Der Angeklagte ſollte entgegen dem S 4 des genannten
Geſetzes in der Abſicht, den Anſchein eines beſonders günſtigen
Angebots hervorzurufen, in Zeitungen unwahre und zur Jrre-
führung geeignete Inſerate zur Empfehlung von Waren ver
öffentlicht haben. Es wurden eine Reihe Artikel, die unter dem
Einkaufspreis abgegeben waren, empfohlen und dann war da
ran die Bemerkung geknüpft, daß ſämtliche anderen Artikel zu
gleichen verhältnismäßig billigen Preiſen zu haben ſeien.Der Angeklagte beſtritt, wie ſchon in ehe nſtanz, ſich ſtraf
bar gemacht zu haben und meinte, jenen Nachſatz von den ver
hältnismäßig billigen Preiſen habe er nicht auf ſein ganzes
rn ſondern auf ne Waren und Preiſe der Konkurrenz bezogen. Der Angeklagte behauptete, es ſei r Be
ſtreben, der Billigſte am Platze zu ſein. Die umfangreiche Beweis aufnahme fiel wieder ſo aus, wie in voriger d Jn
der Urteilsbegründung hieß es, daß die äußerliche Ankündigunder Waren ſehr dte abgefaßt ſei, und der Satz von
den W illigen Preiſen unwah
wöhnliche einfache Mann könne ſich bei dem Jnſerat kein
tiges Urteil bilden. Jm übrigen könne das rückſichtsloſe Vor
gehen des Angeklagten niemals zum Geſchäftsprinzip erhoben
werden. Die Berufung des Angeklagten ſei zu verwerfen ge
weſen. Bezüglich eines Punktes hatte das Gericht den Schuld
beweis nicht als erbracht angeſehen und dieſe Koſten der Staats
kaſſe auferlegt.

Aus dem Reiche.
Tilſit. Ein Juſtizmord? Ein Tilſitekurſiert das Gerih Shaß die im t

im Tilſiter Gerichtsgefängnis enthauptete Frau Braun,

r wäre. Der e

ſchuldigt wurde, ihren Ehemann durch Gift ums
u haben, nicht die Thäteri w i.Benhen Tagen n
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Sterbebette geſagt haben, daß ſie ſelbſt und nicht ihre h Mehrere Frauen wurden in nen otel im Zentrum der Stadt den eingetrofſenen Verſtärkungen auch dieſe Poſten demn
den Mord b änhen hätte. Jedenfalls iſt That a r di de welche beſchuldigt ſind, ver ws Töchter ent ſehen gir nnen. Der Feind bedient ſich mit Erfolg

dem Tode nahe alte F Frau ſich ängſtlich geweigert hat, die Lichte chweſtern zu unſittlichen hergegeben zu haben. Jnamit gegen die Blockhäuſer. Die letzten Gefechte waren

Stuttgart. Eine Begnadigung. Vor einigen Monaten
erregte der Beleidigungsprozeß des Finanzaſſeſſors W. gegenſeine frühere Geliebte Roſa V. allgemeines Aufſehen. Roſa L.
war angeklagt, dem Finanzaſſeſſor auf ſeinen Geſchäftsgängen,
Spazierwegen, Ausflügen und Straßenbahnfahrten regelmäßig
gefolgt zu ſein, ohne ihn h anzuſprechen, und ihn außerdem
dadurch beleidigt zu haben, daß ſie ihn bei Bekannten derWahrheit gemäß als den Bater ihres Kindes bezeichnete. Das
Gericht erkannte die Angeklagte der Beleidigung für ſchuldig
und verurteilte ſie zu 14 Tagen Gefängnis. Dieſes Urteil iſt
jetzt durch den König abgeändert worden. Der König be-

können bis

Weber Aufführungen!
Die Direktion des Meßthaler-Enſemble hat für die Arbeiter

beſondere Vorzugskarten von heute ab in der Volksbuchhand-
lung, Geiſtſtraße 21, zum Preiſe von 50 Pf. hinterlegt.

abends 7 Uhr entnommen werden.
unſere Genoſſen, durch zahlreichen Beſuch das Jntereſſe zu be
weiſen, das ſie als organiſierte Arbeiter dem Hauptmannſchen
ſozialen Drama entgegenbringen.

Standesamtliche Nachrichten.
Halle (Süd, Steinweg 2), 3. Mai.Aufgeboten: Maurer Hora und Emilie Feldmann (Dachritz

ſtraße 39). Schiffer Schmeil und Jda Ruhmland (Alsleben und
Dieſe Hafenftraße 37). Polizeikommiſſar Böhme und Bertha Lübbecke

Wir erſuch Fall a. S. und Krefeld). Maler Leopold und Anna HauerWir erſuchen Halle a. S. und Gröbzig). r Klavehn undSateud Sellin (Halle a. S und Berlin). Hilfsarbeiter Eiſen
hut und Liboria Zummach (Merſeb wrg

Eheſchließungen: Schneidemüller und Emma Stein
(A. d. Schwemme 3). Beamter Rudolph u. Anna Michael (Grün-Wie das junge Mädchen zu einer mäßzigen Geldſtrafe

ind was geſchieht mit dem Aſſeſſor
Augsburg. Ein gefallener Lex Heinze- Held. Der

Redakteur des Chriſtlichen Bauern, Friedrich Bühl in Ober-hauſen, wurde vom Landgericht Augsburg wegen Sittlichkeits-
vergehens zu 8 Monaten Gefängnis verurteilt. Der chriſtliche
Bruder hat das neunjährige Töchterchen des Maurermeiſters
Muſchler in Oberhauſen geſchlechtlich mißbraucht.
Frankfurt a. M. Marten und Hickel, die beiden vomOberkriegsgericht in Gumbinnen freigeſprochenen Unteroffiziere,
ſind von dem hieſigen Abzahlungsgeſchäft Jttmann engagiert
worden. Sie haben bereits telegraphiſch ihre Zuſtimmung zu
dem Engagement gegeben.

Striegau. Selbſtmord eines Landrates. Freitag
abend erſchoß ſich der Landrat des Striegauer Kreiſes, v. Klitzing.
Der Beweggrund iſt unbekannt.

Berlin.

V ermiſchtes.
Von einem bevorſtehenden Skandalprozeſſe wird der

Frankf. Ztg. aus Brüſſel gemeldet. Die Gräfin Figuelmontverklagt wegen Bruch des Eheverſprechens die Familie d'Oultre-
mont, deren Chef Graf John d Oultremont Oberhofmarſchall
und perſönlicher Freund des Königs iſt. Sie behauptet. die
Familie habe ihren Verlobten, ebenfalls einen Grafen d Oultre-
mont, widerrechtlich in eine Jrrenanſtalt einſperren laſſen.
Advokaten der Gräfin ſind die beiden Sozialiſten Royer und
Emile Vandervelde, welcher letztere ſonſt niemals als An-
walt thätig iſt.

Pariſer Skandalchronik. Die Polizei beſchäftigt ſich
augenblicklich mit einer Sittenangelegenheit, durch welche eine
große Anzahl hervorragender Perſonen komvromittiert ſind.

eigentlichen

befaſſen.

teilt,

Berlin, 5. Mai.
nach der Welt am Montag feſtſteht,
Urteils von Marten und Hickel verzichtet worden.
immer mehr zu der Anſicht, daß die Unterſuchung betreffs des

Mörders v. von vornherein in falſche
ngreifen der Berliner Polizei
Man verzichtet vor der Hand

wenn in dieſer Beziehung indes
noch irgend etwas geſchieht, wird man ſich zunächſt mit den
privaten Verhältniſſen und Beziehungen v. Kroſigks eingehend

Bahnen gelenkt wurde.
erwies ſich nicht als förderlich.
auf weitere Nachforſchungen;

London, 5. Mai.

Letzte Nachrichten.
Delitz ſch. Großes Eiſenbahnunglück.

der Station Zſchortau entgleiſte heute morgen 4 Uhr
durch einen Achſenbruch der D- Zug München-Leipzig-

Eine Dame ſowie ein Münchener Brauerei-
beſitzer ſollen tot ſein; eine Anzahl anderer Paſſagiere
erlitten Verletzungen. Nähere Nachrichten fehlen noch.

Von militäriſcher Seite iſt nunmehr, wie
auf eine Reviſion des

Das

Das Kriegsamt veröffentlichte in ſpäter
Nachtſtunde ein Telegramm Lord Kitcheners, worin dieſer mit-

daß, obgleich die abgeſandten Verſtärkungen eingetroffen
feien und die Garniſon von Ovilew in der Kapkolonie entſetzt
ſei, es doch dem Feinde gelungen iſt, verſchiedene andere Poſten
von geringerer Wichtigkeit zu blockieren. Kitchener hofft,

ſtraße 13 und Frieſenſtraße 13). Kaufmann Eberhardt und
Agnes Laue (Königſtraße 87 und Leipzigerſtraße 47). Arbeiter
Thomalla und Anaſtaſia Regner (Schmiedſtraße 30 u. Schmied-ſtraße 23). Polizeiſergeant Srumme und Agnes Schulze (Hacke

und Großalsleben). Sergeant Beling und Minna
r er (Merſeburger Chauſſee 10 und Graſeweg 17). J

lach und Friederike Werner (Blücherſtraße 10 und Meckel-
traße 3). Gürtler Henze und Helene Fiedler
traße 51 und Thorſtraße 24). Schloſſer Ziegner und MarthaSchönfeld Brunoswarte 6 und Große Märkerſtraße 17).

eboren: Arbeiter r T. (An der Baderei 2). Arbeiter
Werner T. (Ritterſtraße 17). Arbeiter Hahnemann S. (Raffi
ggrieſtrabße 32). Schloſſer Blome T. (Hochſtraße 10). Arbeiter
Ehrt T. (Schmiedſtraße 21 Buchhalter Sickert S. (Liebenauer-ſtraße 7). Prokuriſt Otto T. (Pfälzerſtraße 21). Arbeiter Hol-

leufer, T. (Bäckerſtraße 2). Kaufmann gie T. S 62).
eſtorben: Heizers Kaltenbach Mon homaſius-ſtraße 4). Eiſenhoblers Bringezu T., totgeb. Merſeburgerſtr. 97).

Amalie e 79 J. Ceipzigerſtraße 91). Handelsmanns Rack-
X (Trödel 19). Tiſchler Lindemann, 33 J.(Klinik).

Bei

Man neigt

Tmittung.
Für die belgiſchen Arbeiter:Buchdrucker, Halle a. S., 20 M. M. Güldenberg.

Vom fidelen Fritzen für Partei Jntereſſen geſammelt im
Reſtaurant von A. Regber 4 M.

Quittung aus Zeitz.
An die Hauptkaſſe gingen ein: Zeitz 250 M. E. Klix.

Verantwortlicher Redakteur: A. Weißmann in Halle.mit

Zentral-Yerband der
Zweigverein Halle.

Maurer.
Dienstag den 6. Mai abends 8 Uhr im Saale der „Moritzburg“

Mitglied es- Veorſummtlrug.
Tagesordnung:Um zahlreiches Wien der Kollegen erſuchtBericht über die Gau- Konferenz in Altenburg. 2. Gewerkſchaftliches.

Der Vorſtand.

Verband der Bau, Erd und gewerbl. Hilfsarbeiter Deutſchl.

Zahlſtelle Halle a. S.
Dienstag den 6. Mai abends 82 Uhr im „Engliſchen Hof“,

ausserordentliche General
Tagesordnung;

2. Verbandsangelegenheiten.
Ter Kollege iſt verpflichtet, wegen der Wichtigkeit der Ta

ie Mitgliedsbücher ſind zwecks

Großer Berlin 14

Versammlung.
1. Lokalfonds betr. Verſchmelzung der Kranzſpende mit demſelben.

gesordnung zu erſcheinen.
ontrolle des Verfammlungsvefng mitzubringen.

Der Bevollmächtigte.

radezu Halle a. S.
Rechnungsabſchluſz für 1901.

Einnahmen Ausgaben.
Uebertrag aus 1900 Mk. 5 335.22 Aerztliche Behandlung Mk. 14971.60
zinſen 982.42 Medikamente pp. Heil-Einrittsgelder 1003.50 mittel 9202.10
Beiträge 62 439.93 Krankengeld und An-Erſatzleiſtungen von Arbeit- gehörigen- Unterſtützung 25098.02

ebern 2240.28 WöchnerinnenUnter-
Erſatzleiſtungen von Be- ſtützungen 1398.rufsgenoſſen 381.67 Sterbegelder 2310.Sonſtige Einnahmen g '57. 75 Krankenhauskoſten 178680.71

Erſatzleiſtungen an andere

Kaſſen 1200.23Erſtattung an Beiträgen 172.67
Reſervefonds „2283.-Perſönliche Verwaltungs-

ausgaben 4 214.60Sächliche Verwaltungs-

ausgaben 840.48Sonſtige Ausgaben 269.27
Uebertrag für 1902 2 600.09

Mk. 72 440.77 Mk. 72 440.77Es betragen: der Reſervefonds Mk. 27035. das Vermögen der Kaſſe
Mk. 29635.09.

Beſtand an Mitgliedern Anfang 1901 2612 männliche, 1710 weibliche
zuſammen 4322; Ende 1901 2713 männliche 1826 weibliche, zuſammen 4539.Durchſchnittsbeſtand: 2675 männliche, 1768 weibliche, zuſammen 4443.

Erkrankungsfälle 1901: Sterbefälle 1901900 männl. mit 13609 Tagen 17 männliche, 3 weibliche Mitglieder.

751 weibl. mit 12267 Tagen ten von Mitgliedern.
zuſammen 1651 mit 25876 Tagen 12 Kinder

Halle a. S., 2. Mai 1902.
Der Vorſtand. C. Klopfleiſch,

Heute eröffnete ich meinBern Geſchüft
für Hranntwein, Likör Weine und Zigarren

und bitte um gütigen ZuſpruchArihur Vappel Frit, Kuiſer Wilhelmftr. 10

Klavier, tafelf., für den Spottpreis Handwagen von 28 Ztr. Trag-von 28 Mk. zu verkaufen. kraft liefert zu FabrikpreiſenSchülershof 1, am Markt. Fr. Nagel, Pfännerhöhe 54, I.

Indes
baglpie des E. Iessthaler-Dusemble,

Montag und folgende Tage

Die Weher.
Billetverkauf in der Hofmuſikalien-

Handlung von Reinhold Koch, Alte
Promenade 1a und in den Thalia-
Feſtſälen.
Kaſſenöffnung 7 Uhr. Anfang 8 Uhr.

Walhalla-Theator,
Direktion Richard Hubert.
Cäuzlich neues Elite Programm.

Die Saal u-3 Herren, 3 Damen und 1 Knabe,
ungar. Sänger, Tänzer und Akro-
baten. Stellivg u. Revell. er-
dghhbeKp Komödianten am dreifachen

eck. The Kiesellys und Miß
Kayda, Kunſtturn- und Zahnkraft-
künſtler. The 5 Dengas. inter
nationale Tanzſängerinnen. Any
u. Räo da Costa, Kunſt- u. exzen-
triſche Radfahrer. Hago Horst
mann. moderner Jlluſioniſt unter
Aſſiſt. von Fräul. KRertha Horst-
mann. Ada Arrita. Operetten-
Sängerin. James Basch. Hu-
moriſt u. Charakteriſtiker. Amert-
enn BRiosvope, ſenſationelle lebende
Photographien.
Anfang sUhr. Ende geg. 11 Uhr.

(b.-Bild.-Vor. Halle
Unſere Mitglieder

t hierdurch noch
beſonders auf die Be-
kanntgabe im redak-
tionellen Teile d. Bl.,
betr. den Beſuch der

Vorſtellungen des
Meßthaler Enſ emsles

aufmerkſam gemacht.Himmelfahrtstag früh 65 Vir
vom „Letzten Dreier“, Merſeburger-ſtraße 29, ab Ausflug nach Burg-
liebenau.

Zentralverband der Zimmerer.
Dienstag den G. Mai abends 9 Uhr bei Streicher

Gr wunl&wvſeten ters Iutet g.
Tagen nung 1. Abrechnung der Kaſſierer. 2. Bericht des Biblio

Feſtlegung des Stiftungsfeſtes. 4. Verlegung der VerſammlungsZuruckgeſtellte Anträge und Verſchiedenes.

Die Tagesordnung erfordert zahlreichen Beſuch der Mitglieder. Nicht
erſcheinende können dann keine Einwendungen gegen geſghte d Vor machen.

orſtan
ZentralKranken und SterbeKaſſe der Tiſchler u. a.

gewerbl. Arbeiter. Verwaltungsſt. Giebichenſtein

Dienstag den 6. Mai abends S Uhr in Emmers Reſtaurant
Mitglieder-Verſammlung.

Tagesordnung: 1. Abrechnung vom 1. Quartal. 2. Zulaſſung der
Männer zur Frauen-Sterbekaſſe. Die Ortsverwaltung.

thekars.
tage.

offeeſte Jzu Anzügen, Hoſen, Damenkleidern paſſend,mehrere 1000 Meter Reſte in allen Farben ſpottbillig.

Halle a. S. II. Ia. Leipzigerſtr. S7.
Kaufhaus I. Ranges.

Apollo- Theater
Direktion: Gustav Poller

am Riebeckplatz, nächſte Nähe
vom HauptBahnhof.

Der völlig neue Elite-Spielplan.
Ariola Szemanovies Truppe,

großes Luft Potvpourri.
U. a. „Die rote Mühle“.2 VDamen, 1 Herr.

Neuheit. Neuheit.
L. Rodans und MlIle. Claire,
Lawinenſtürze v. d. elektr. Pyramide.

Martin Vallée.
Humoriſt mit ſein. gktuell. Schlagern.
„Diogenes mit der Laterne“.

Boog und Stans.
die urkom. Muſikal-Pantomimiſten.

Mr. Carletta
gr. kontorſioniſt. J s-Akt.

„Die lebende Eidechſe“.
Hedwig Döring.

vorzügliche Vortrags Soubrette.
Wotpert-Trio,Hand und Kopf- Akrobaten.

Agathe Vernon,
feſche KoſtümSoubrette.
Dröses Velograph,

neue Serieprächt.leb. argphi en
A 8 Uhr. Ende geg.

Dienstag SchlachteRob. Uerfurth., F.
mm--

KautschukStempel V
qut u. bi tig

e Sten 9 S
la

Da mein Sohn S Jahre an
Fallsuecht,Krämpfen n. Nervenleipen ſchwer

gelitten, in kurzer Zeit ſo geſundCent iſt, daß er freiwillig als
oldat diente, ſo gebe ich aus

Dankbarkeit unentgeltliche Auskunft
wie derſelbe behandelt wurde. 10 Pf.
für Antwort beifügen.

Julius Hensechel, Zeehin
bei Cüſtrin.

Bettſtelle m. Matr., Sofatiſch u. Spiegelwenig gebr. bill. zu v. Wuchererſtr. 19 V.

Fahrräder, dauerhaft, à 25, 28,r. zu verkaufen
Schülershof 1, am Markt.

1 Vertikow, aſt neu, für 24 Mark
zu verkaufen. arktplatz 14, III.
Prim Tiringer Speiſelartoffeln

Zentner 1.80 2.00 MNiederloge Böllberg 40, A. e

Silberne Zrosche2 mit weißem Stein, Familienerbſtück,

r Wilhelmſtr. am Sonntag abe 7 Uhr verl. Geg. 10 Mk.Belohnung Ihr Wilhelmſtr. 10 p.

ussbodenfarbe
mit und ohne Lack, ſchnell und

hart trocknend, empfiehlt

Ernst Jentzseh,
Leipzigerſtraße 31.

Nachruf.
Am Freitag den 2. Mai ſtarb unerwartet unſer Genoſſe Ernſt

Feige im Alter von 31 Jahren. Derſelbe war ein treuer Partei
und Verbandsgenoſſe und gehörte lange Zeit beiden Vereinigungenals Vorſtandsmitglied an. n ihm haben wir einen der treueſten
Anhänger unſerer gerechten Sache verloren.

Ehre ſeinem Andenken!
Der Wahlverein Zeitz-Weissenfels-Naumburg.

Der Zentralverband der Maurer Deutschlands. i Raunburg.

Verlag und für die Jnſerate verantwortlich: Auguſt Groß. Druck der Halleſchen e (E. G. m. b. H.) Halle a. S.
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